
Ein gut angelegter Kredit 
Als Träger einer Mobilitäts-App unterstützt die Gemeinde Vaduz deren Lancierung mit 150 000 Franken. 

Oliver Beck 
 
Die Bestandsanalyse der Regie-
rung in ihrem Mobilitäts- 
konzept 2030 fällt eindeutig 
aus: Schon heute gelangt das 
nationale Strassennetz zu Stoss-
zeiten an Belastungsgrenzen. 
Und der Verkehr wird weiter  
zunehmen – zwischen 2025 und 
2040 je nach Entwicklungssze-
nario um bis zu 60 Prozent. Ent-
sprechend wichtig ist es im Sin-
ne attraktiver Lebensräume und 

eines attraktiven Wirtschafts-
standorts, sowohl Ansätze zur 
Kapazitätserweiterung zu ver-
folgen als auch eine optimale 
Nutzung bestehender Verkehrs-
infrastrukturen anzustreben. 

Grosse Hoffnungen setzt 
die Regierung bezüglich letzte-
rem auch in die Digitalisierung. 
Sie biete Möglichkeiten bei der 
Bedarfs- und Kapazitätspla-
nung wie auch bei der Unter-
stützung der Nutzer, schreibt 

sie in ihrer 2019 präsentierten 
«Digitalen Agenda Liechten-
stein»: «Die zunehmende An- 
und Verbindung unterschiedli-
cher Verkehrs- und Dienstleis-
tungsangebote verlangt nach 
Lösungen, welche die verschie-
denen Angebote miteinander 
vernetzen (...).» Die Plattform 
digital-liechtenstein.li wird nun 
genau in diese Richtung tätig. 
Sie ist dabei, ein Konzept für 
eine App zu entwickeln, welche 
die Angebote des öffentlichen 
Verkehrs gebündelt und nutzer-
freundlich sichtbar macht, den 
User über aktuelle und künftige 
Verbindungsmöglichkeiten in-
formiert und beim Erwerb 
eines Tickets Hand bietet. 

Die Gemeinde Vaduz wiede-
rum will den Projektverantwort-
lichen Hand bieten – und hat 
deshalb eine Trägerschaft für 
die digitale Mobilitätsplattform 
übernommen, wie dem Proto-
koll der Gemeinderatssitzung 
vom 22. September zu entneh-
men ist. Für die Lancierung der 
App wurde demnach ein Kredit 
in Höhe von 150 000 Franken 
bewilligt. Ausserdem geneh-

migte der Rat für die Jahre 2021 
bis 2023 einen jährlichen Kredit 
von 50 000 Franken zur Finan-
zierung des laufenden Betriebs 
der Plattform. 

Die Motive hinter dem Enga-
gement der Gemeinde sind na-

heliegend. Von den 40 611 Be-
schäftigten, die in Liechtenstein 
per 31. Dezember 2019 gezählt 
wurden, gingen 10 841 respekti-
ve 26,7 Prozent ihrer Arbeit in 
Vaduz nach. Damit liegt der 
Hauptort nicht nur einmal mehr 

unangefochten an der Spitze 
der Liechtensteiner Gemein-
den, sondern zählt auch regio-
nal zum Spitzenfeld. Funk- 
tionale Lösungsansätze im  
Verkehrsbereich sind da unab-
dingbar – heute, vor allem aber 

auch morgen: Wenn die Arbeit-
nehmer nachhaltig und optimal 
zu ihren Arbeitsplätzen gelän-
gen, heisst es im Protokoll, kön-
ne der Arbeitsort «nachhaltig 
gesichert und ausgebaut wer-
den».

Die Gemeinde Vaduz hat die Trägerschaft für eine digitale  
Mobilitätsplattform übernommen. Bild: iStock

Neues Spielfeld für Rheinpark 
Stadion wird nochmals teurer 
Als der Gemeinderat im August 
2019 die Erneuerung des Spiel-
felds im Rheinpark Stadion 
mitsamt Installation einer Ra-
senheizung genehmigte, bewil-
ligte er hierfür einen Verpflich-
tungskredit in Höhe von  
4,5 Millionen Franken. Vier 
Monate später genehmigte er 
«aufgrund der erhöhten Auf-
tragsvergabe des Totalunter-
nehmer-/Gesamtauftrages» ei-
nen ersten Nachtragskredit in 
Höhe von 330 000 Franken, 
wie dem Sitzungsprotokoll vom 
19. Dezember 2019 zu entneh-

men ist. Nun kommt ein zwei-
ter Nachtragskredit hinzu. Vo-
lumen hier: 310 000 Franken. 
«Bei der Ausführungsplanung 
wurden gegenüber dem Bau-
projekt einige bauliche betrieb-
liche Verbesserungen erkannt, 
die eindeutig für die Realisie-
rung sprechen», heisst es im 
Sitzungsprotokoll vom 22. Sep-
tember. Dazu gehören unter 
anderem ein zusätzlicher Aus-
bau des Medienkanals und eine 
weitere Absicherung jeder 
Heizschlaufe. (bo)

«Digitales Zentralbankgeld ist die Zukunft» 
Die Stiftung Zukunft.li widmete sich gestern dem Währungsvertrag und künftigen Entwicklungen der Geldpolitik. 

Seit gut 100 Jahren gilt in Liech-
tenstein der Schweizer Franken 
als gesetzliche Landeswährung. 
Aber erst 1980 wurde ein Wäh-
rungsvertrag mit der Schweiz 
geschlossen, der dieser Praxis 
eine rechtlichen Rahmen ver-
schaffte.  

Die Stiftung Zukunft.li be-
schäftigte sich gestern in ihrer 
Veranstaltung «Währungsver-
trag und Geldpolitik» im Gam-
priner Saal ausführlich mit dem 
Themenkomplex Währungs-
vertrag. Der Referent Hans 
Kuhn war als ehemaliger Leiter 
für Recht der Schweizer Natio-
nalbank jahrelanger Ansprech-
partner zu Fragen über den 
Währungsvertrag. Im Rahmen 
einer Studie von Zukunft.li 
durfte er jetzt der Frage nachge-
hen, ob es für Liechtenstein 
eine Alternative gäbe. 

Währungsvertrag  
ist alternativlos 
Kuhns Fazit ist klar: Eine ernst-
hafte Alternative zum aktuellen 
Währungsvertrag ist zur Zeit 
kaum erkennbar. Weder die 
Etablierung eines «Liechten-
steiner Frankens», noch der 
vollständige Verzicht auf eine 
einzige gesetzliche Währung 

scheinen dem Experten als 
gangbare Option. Allerdings ist 
auch der Währungsvertrag 
nicht frei von Problemen. So 
hat sich beispielsweise das 
Schweizer Währungsrecht seit 
dem Erlass des Vertrages mas-

siv weiterentwickelt. «Der 
Währungsvertrag ist damals 
aus Anlässen entstanden, die 
längst Geschichte sind», erläu-
terte Kuhn. Aus diesem Grund 
gelte es, den Währungsvertrag 
stetig weiterzuentwickeln. 

Zum Schluss wurde die Fra-
ge gestellt, welcher währungs-
politischen Aufgabe Hans Kuhn 
sich zuerst widmen würde, 
wäre er liechtensteinisches Re-
gierungsmitglied. Der Jurist gab 
eine eindeutige Antwort: Die 

Digitalisierung von Zentral-
bankgeld. Damit wurde nahtlos 
zum zweiten Thema der Veran-
staltung übergeleitet.  

Der nachfolgende Referent 
Dirk Niepelt, Professor für 
Volkswirtschaft und Direktor 
des Studienzentrums Gerzen-
see der Schweizerischen Natio-
nalbank, widmete sich den 
Chancen von digitalem Zen-
tralbankgeld. 

Niepelt erläutert, dass be-
reits jetzt Zentralbanken digita-
les Geld herausgeben; aller-
dings nur für Geschäftsbanken. 
Die Idee von digitalem Zentral-
bankgeld wäre, den Zugang zu 
diesem Geld für einen mög-
lichst breiten Nutzerkreis zu er-
weitern: Jeder Bürger soll ein 
Konto bei der Zentralbank er-
öffnen und Einlagen bilden 
können. Damit könnte der Zah-
lungsverkehr sowie die Wert-
aufbewahrung fortan über die 
Zentralbanken erfolgen; man 
würde dafür nicht mehr die Ge-
schäftsbanken benötigen. Der 
Volkswirt schliesst mit der Ge-
wissheit: «Digitales Zentral-
bankgeld ist die unausweichli-
che Zukunft.» 
 
Elias Quaderer 

Zukunft.li diskutierte mit zwei Experten über aktuelle Entwicklungen der Geldpolitik. Bild: Tatjana Schnalzger
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Regierung erachtet 
DpL-Initiative  
als nicht sinnvoll 

Die Regierung hat den Bericht 
und Antrag über die 
Vorprüfung einer Gesetzesini-
tiative verabschiedet, mit wel-
cher der Landtag das Wahl- und 
Abberufungsrecht für die Mit-
glieder der strategischen Füh-
rungsebene von öffentlichen 
Unternehmen erhalten soll. 
Diese parlamentarische Initia-
tive wurde von den Abgeordne-
ten Erich Hasler, Herbert El-
kuch und Thomas Rehak einge-
reicht und der Regierung mit 
dem Schreiben vom 17. Septem-
ber zur Vorprüfung übermittelt. 

Die Regierung kommt nach 
erfolgter Prüfung zu dem Er-
gebnis, dass die parlamentari-
sche Initiative verfassungs-
rechtlich höchst bedenklich ist. 
Des Weiteren erachtet die Re-
gierung die vorgeschlagenen 
Gesetzesanpassungen als in-
haltlich nicht sinnvoll. Sie wi-
derspricht aus Sicht der Regie-
rung dem grundsätzlichen Auf-
bau des Corporate Governance 
und führt zu unklaren sowie in-
konsistenten Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten. Die 
Regierung spricht sich daher 
gegen die Initiative aus und be-
antragt beim Landtag, auf diese 
nicht einzutreten. (sap)
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